
der Wirtschaft notwendig. Die Partei der Arbeiterklasse 
gab deshalb auf dem 6. Plenum im Juni 1951 die Orien­
tierung: gi-ündliche Anwendung des Prinzips der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung in jedem Betrieb, Ein­
führung des allgemeinen Vertragssystems und Weiter­
entwicklung der Kontrolle der volkseigenen Wirtschaft 
durch die Mark1.
In Durchführung dieser Beschlüsse wurden die volks­
eigenen Betriebe zur Realisierung der staatlichen Auf­
gaben operativ selbständig. Sie haben entsprechend den 
ihnen erteilten Planaufgaben ihre Absatz- und Ver­
sorgungsbeziehungen selbständig zu organisieren. Als 
wichtiges Mittel zur Durchsetzung dieses Prozesses 
wurde das allgemeine Vertragssystem eingeführt. Der 
Abschluß von Wirtschaftsverträgen, zu dem die Betriebe 
auf Grund der Bestimmungen des Vertragssystems ver­
pflichtet sind, gewährleistet die Koordinierung der 
Tätigkeit verschiedener Betriebe bei der Erfüllung des 
staatlichen Gesamtplanes durch die vertragliche Präzi­
sierung und Spezifizierung sowie durch zeitliche Ab­
stimmung.
Die Wirtschaftsverträge sind ihrem Inhalt nach eine 
spezifische Methode der Planung und Leitung der sozia­
listischen Wirtschaft. Sie sind ein Teil des gesamten 
Planungs- und Leitungsprozesses. Die auf die Erfüllung 
der Wirtschaftsverträge ausgerichtete Tätigkeit der Be­
triebe ist die Durchführung von Staatsaufgaben. Daraus 
ergibt sich die erhöhte Verantwortung der Betriebe für 
die Realisierung der ihnen übertragenen, durch die 
Wirtschaftsverträge konkretisierten Aufgaben. Zugleich 
ergeben sich daraus Bedeutung und Inhalt der Tätigkeit 
des Staatlichen Vertragsgerichts.
Die Bildung des Staatlichen Vertragsgerichts war not­
wendig, weil die Widersprüche beim Abschluß und bei 
der Durchführung der Wirtschaftsverträge, d. h. also bei 
der Organisierung der zwischenbetrieblichen Koopera­
tion, nur von einem Organ wirksam gelöst werden kön­
nen, das dafür die erforderlichen Voraussetzungen in 
kadermäßiger, struktureller und verfahrensrechtlicher 
Hinsicht besitzt. Das wird insbesondere auch durch die 
Entwicklung in den sozialistischen Ländern, vor allem 
der Sowjetunion, bewiesen, deren Erfahrungen bei der 
Bildung und Entwicklung des Staatlichen Vertrags­
gerichts genutzt werden konnten.

Die Funktion des Staatlichen Vertragsgerichts

Das Staatliche Vertragsgericht ist dem Ministerrat 
direkt unterstellt. Es verwirklicht seine Aufgabenstel­
lung in der Hauptsache durch die Spruchtätigkeit. Mit 
dem Mittel des Schiedsspruchs werden die im gesell­
schaftlichen Reproduktionsprozeß in Durchführung des 
Volkswirtschaftsplans auftretenden Diskrepanzen und 
Differenzen, die von den beteiligten Betrieben nicht 
selbst überwunden werden, auf der Grundlage der ge­
gebenen Orientierung für die gesellschaftliche Entwick­
lung gelöst. Aus der Bedeutung dieser Tätigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts ergibt sich, daß die Ent­
scheidungen für die beteiligten Betriebe verbindlichen 
Charakter haben müssen. Die Schiedstätigkeit ist eine 
spezifische Methode des Staatlichen Vertragsgerichts, 
durch die es sich von anderen wirtschaftsleitenden 
Organen unterscheidet, denen in der Regel auch Be­
triebe zur direkten Anleitung unterstellt sind.
Aus der Funktion, im Rahmen der staatlichen Pla­
nungsmaßnahmen mit dem Schiedsspruch Widersprüche 
überwinden zu helfen, ergibt sich, daß die Arbeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts nicht isoliert betrachtet 
werden kann. So legt § 10 der VertragsgerichtsVO vom 
22. Januar 1959 (GBl. I S. 83) fest, daß das Staatliche

' Entschließung des Zentralkomitees der SED auf der 6. Ta­
gung, Einheit 1951, Heft 13, S. 941 ff. (947).

Vertragsgericht auch außerhalb seiner Spruchtätigkeit 
die Anwendung des Vertragssystems und die Einhal­
tung der Vertragsdisziplin zu kontrollieren hat. Es ist 
verpflichtet, die zuständigen wirtschaftsleitenden Organe 
über festgestellte Mängel in der Anwendung des Ver­
tragssystems und über Verletzungen der Vertragsdiszi­
plin zu unterrichten. Die Spruchtätigkeit des Staatlichen 
Vertragsgerichts ist also eng mit anderen Methoden 
und Formen der Leitung der sozialistischen Wirtschaft 
verknüpft. Das folgt insbesondere aus der Tatsache, daß 
das Vertragssystem eine Methode des gesamten 
Planungs- und Leitungsprozesses der sozialistischen 
Wirtschaft ist.
Jede Entscheidung des Staatlichen Vertragsgerichts muß 
eine hohe politisch-ideologische Überzeugungskraft be­
sitzen und ein Beitrag zur gesamt-gesellschaftlichen 
Vorwärtsentwicklung, zur Entwicklung der Produktiv­
kräfte sein. Deshalb muß die Spruchtätigkeit des Staat­
lichen Vertragsgerichts in ihrer Vorbereitung, Durch­
führung und Auswertung eine breite Auswirkung auf 
die beteiligten Betriebe und die wirtschaftsleitenden 
Organe zur Verbesserung der Leitung der Wirtschaft 
haben und in den Gesamtprozeß der Leitung der Wirt­
schaft einfließen. Sehr oft werden in Schiedsverfahren 
Mängel aufgedeckt, die über das einzelne Verfahren 
hinausgehen und Anlaß zur Einleitung entsprechender 
Maßnahmen durch andere Staatsorgane geben.

Die ständige Vervollkommnung und Verbesserung der 
Spruchtätigkeit stand stets im Mittelpunkt der Arbeit 
des Staatlichen Vertragsgerichts. In den letzten Jahren 
wurde erkannt, daß die Erhöhung der Qualität der 
Spruchtätigkeit in entscheidendem Maße davon abhängt, 
wie es gelingt, dabei die wirtschaftspolitisch bedeut­
samen Probleme zu erfassen. Während die Spruchtätig­
keit in den ersten Jahren zu sehr von der Lösung von 
Einzelkonflikten bestimmt wurde, mußte sie später ent­
sprechend den wachsenden und komplizierter werden­
den volkswirtschaftlichen Aufgaben planmäßig und 
nach Schwerpunkten durchgeführt werden. Die Zu­
nahme der Verfahren — im Jahre 1958 waren es 26 882, 
im Jahre 1961 bereits 41 935 — beeinträchtigte dabei die 
optimale Wirksamkeit der Arbeit des Staatlichen Ver­
tragsgerichts; die wirtschaftspolitisch bedeutsamen Pro­
bleme konnten nicht intensiver und konstruktiver be­
handelt werden als alle übrigen Verfahren.

Entsprechend den Forderungen von Partei und Regie­
rung nach komplexer Arbeitsweise setzte sich beim 
Staatlichen Vertragsgericht die Erkenntnis durch, daß 
es nicht um die isolierte Entscheidung von Streitigkei­
ten zwischen den Betrieben geht, sondern um die Durch­
setzung der Wirtschaftspolitik von Partei und Regie­
rung, d. h. um die Organisierung der notwendigen, den 
Volkswirtschaftsplänen entsprechenden Wirtschafts­
beziehungen in enger Gemeinschaftsarbeit mit den an­
deren Staatsorganen. Das kann nur erreicht werden, 
wenn sich das Staatliche Vertragsgericht — in engem 
Zusammenwirken mit den anderen Staatsorganen — auf 
die Hauptkettenglieder in der Wirtschaft konzentriert 
und Seine Spruchtätigkeit planmäßiger, rationeller und 
konstruktiver gestaltet. In der Anweisung Nr. 4/61, die 
das Ergebnis eingehender Beratungen zur Durchsetzung 
eines sozialistischen Arbeitsstils war, wurde deshalb 
festgestellt:

„Bei der Entwicklung einer neuen Qualität in der 
Tätigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts kommt es 
darauf an, die Grundsätze des demokratischen Zen­
tralismus ' weiterzuentwickeln und eine Massen­
initiative der Werktätigen zur qualitativen Planerfül­
lung zu entfalten. Die höhere Qualität der Arbeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts erfordert das Zusammen­
wirken aller Kräfte, eine Orientierung der staatlichen 
Leitung auf die Schwerpunktaufgaben und die Er-
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